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Klägerinnen
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g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte„ !

liche Verhandlung am 27„ April 1972 durch

Senatspräsident .“ S c h m i t t _,

.-;q; — Vorsitzender —‚

_ _
Bundesrichter „75 M e l l w i t z,"

”-£j} Bundesrichter —?= Dr„ H e u B n e r;
,

' Bundessozialrichter S c h u c h m a n-n und

Bundessozialrichter S e m m e_l_b a u e_r

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessczialgerichts

vom 14„ September 1971 wird aufgehoben„

“Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

.
scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen„
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Die Klägerin Zu 1) ist die Witwe,‘die Klägerinnen zu 2) und
5) sind die Töchter des im Jahre 1951 geborenen und am 100 De—

zember 1966 verstorbenen Landwirte Emil Sch 113; Sie ver—

langen von der beklagten Berufsgenossenschaft, bei welcher

der Verstorbene gegen Arbeitsunfälle versichert war‚ Hinter—

bliebenenentschädigung aus der gesetzlichen Unfallversiche—

rung, weil der Tod des Versicherten auf einen Arbeitsunfall

zurückzuführen sei„
„„.„ _m_“

Der Versicherte
wurde am 50 Dezember l966 mit einer Einklem—

mung eines Bruches‚ der bereits im Kindesalter im Anschluß

an eine Blinddarm0peration entstanden mar‚ in das Kreiskrane

kenhaus Ebern eingelieferto Wie die Klägerinnen vertragen

und das Bayerische Landessozialgericht (LSG) als zutreffend

unterstellt hat? war es zu der Brucheinklemmung dadurch
ge“

kommen? daß der Versicherte beim Melken von einer Kuh ge—

treten und umgeworfen worden war° Alsbald nach der Einlie—
ferung ins Krankenhaus wurde der Bruch von dem Chirurgen

Dr° Stfjj;mit der Hand reponiert° Zur Verhinderung einer

neuen Einklemmurg nahm der Arzt am 7° Dezember 1966 eine
operation vor° Am 100 Dezember kam es

bei dem Versicherten

zu einem hohen Temperaturanstieg mit Kreislaufkollaps° Um

18,56 Uhr desselben Tages starb er infolge einer Lungenembom

-lieo : f„* “ “ -— = ‘*=-- » .- — -

' Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom 2?0 Oktober 1967 die
Entschädigungsansprüche der Klägerinnen mit folgender Begrün—

deung ab: Der Tod des Versicherten stehe in keinem ursäch—
“fliéhen Zusammenhang mit dem Arbeitsunfall des Versicherten°

Dr° St■fi habe am 50 Dezember 1966 die Einklemmung des Bru—

ches beseitigt und diesen zu seiner alten, jahrelang vor—

_'5
_
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handenen Größe zurückgebracht, Damit seien die Unfallfolgen

behoben gewesen, Die später durchgeführte Operation, in

deren Verlauf es zu einer todbringenden Lungenembolie

gekommen sei, habe eine neue Einklemmung des unfallunab—

hängig entstandenen und andauernden Narbenbruches verhüten

sollen,”

Die hiergegen gerichtete Klage hat das Sozialgericht Würz—

burg durch Urteil vom 9° Dezember 1969 abgewiesen, nach—

dem es Gutachten von dem Oberregierungsmedizinalrat Dr°

Sch %ßää■g der Chirurgischen Abteilung des Juliusspitals

in Würzburg (Dr, B IÜIIIII/Dro B ÄIlIIZÜ UUÖ dem Regie—

...—„.....

— gemäß 5 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) — die Beru—

fung der Klägerinnen durch Urteil vom 14° September 1971

zurückgewiesen, Zur Begründung seiner Entscheidung hat

es im wesentlichen ausgeführt: Nach den im ersten Rechts—

zuge eingeholten Gutachten sei ein ursächlicher Zusammen-

hang zwischen dem Tod des Versicherten und dem Unfa11ereig—
nis vom 5, Dezember 1966 nicht gegeben, Mit dem erfolgreichen

Repositionsversuch des Dr° Still sei der frühere Zustand

des Bruches wiederhergestellt und seien die Folgen des

Stoßes beseitigt
gewesen° Die Operation sei ausschließ—

lich wegen des unfallunabhängigen Narbenbruches vorgenom—

men werden, und die todbringende Komplikation wäre auch

eingetreten, wenn ein landwirtschaftlicher'Unfall nicht

stattgefunden hätte° Der von den angeführten Gutachten
abWeichenden_Stellungnahme des Dr° Siqgg;könne nicht bei—
getreten werden° Seine Auffassung, es wäre mit an Sicher—

heit grenzender Wahrscheinlichkeit über kurz oder lang

‚zu einer neuen Brucheinklemmung gekommen.und es sei mit
der ersten Einklemmung

der Beginn Von laufenden neuen

Einklemmungen bei Ausübung des landwirtschaftlichen Berufs

_ 4 _—
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"gégébe■"gewe3én, könne den
ursächlichen'zusammenhang

zwischen dem Tod und dem Unfallereignis vom 5, Dezember

1966 nicht begründen° Selbst wenn man den Ausführungen

von Dr° Stctß:folge, hätte eine neue Einklemmung ebenso

bei einer nicht versicherten Tätigkeit erfolgen können,

Zudem habe auch Dr, Still davon gesprochen, daß nach Be—
seitigung der akuten Einklemmungserscheinungen der alte

Zustand wiederhergestellt gewesen seio‚ü „f'„r_„

Die Klägerinnen haben gegen dieses ihnen am
21, Oktober‘_

l971 zugestellte Urteil am 22, November 1971, einem Mon—

tag, — die vom LSG nicht zugelassene — Revision eingelegt

und diese am210 Januar 1972 begründet, nachdemder Vor—
sitzende des erkennenden Senats die Begründungsfrist —
vorbehaltlich der Entscheidung des Senats über die Zuläs—

sigkeit des Rechtsmittels — bis zu diesem Tage verlängert

hatte° Zur Begründung der Statthaftigkeit der Revision

rügen die Klägerinnen wesentliche Mängel im Verfahren des

LSG und eine Verletzung der für die gesetzliche Unfallveru

sicherung geltenden Kausalitätsnorm (@ 162 Abs, 1 Nrn 2

und 5 SGG)„ Sie sehen Verstöße gegen @@62, 105 und 116

Satz 2 SGG darin, daß das LSG es abgelehnt hat, den Sach—

verständigen Dr, Stjlj zur mündlichen Verhandlung vom

140 September 1971 zu laden und ihm Gelegenheit zur Er—

'läuterung seines schriftlichen Gutachtens vom 270 Mai 1971

und ihnen — den Klägerinnen — Gelegenheit zur Fragestel—

lung zu geben, Ferner rügen sie als Verletzung des @128
Abs, 1 SGG, daß das LSG das Gutachten des Dr° Stggg in dem

Sinne verstanden habe, als sei mit der manuellen Repo—

msition des Bruches der alte Zustand wiederhergestellt ge;

"weseno Nach ihrer Auffassung hat sich Dr° St};g:mit aller

Eindeutigkeit gegen eine solche Beurteilung ausgesprochen,

Die Klägerinnen rügen schließlich, die erstmals von Dr°

angeführten Argumente hätten dem LSG‘Veranlassung geben

müssen, dieses Gutachten den in erster Instanz gehörten
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Sachverständigen zur Stellungnahme vorzulegen oder ein

Obergutachten einzuholen° Dadurch, daß das LSG_dies un—

' terlassen habe, sei es seiner Pflicht zur ausreichenden

Erforschung_des Sachverhalts (@lo} SGG) nicht nachgekom—
men,

Die Klägerinnen beantragen,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die

Beklagte zu verpflichten, ihnen die gesetzlichen

Hinterbliebenenleistungen nach dem Tode ihres am
lo, Dezember 1966 verstorbenen Ehemannes und Va—

ters zu gewähren,

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Sie hält die von den Klägerinnen vorgebrachten Revisions■

rügen für unbegründet°

_Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 124 Abs, 2 sec),

II

Die Revision ist form» und fristgerecht eingelegt und

begründet worden, Die Bevisionsbegründung ist allerdings

nicht innerhalb der Zweimonatsfri3t des 5 164 Abs° 1
Satz 1 SGG (”binnen eines weiteren Monats" nach Ablauf

der Bevisionsfrist von einem Monat), sondern erst am
21° Januar 1972, also drei Monate nach Zustellung desi
angefochtenen Urteils beim Bundessozialgericht (BSG)

eingegangen, Der Eingang fällt jedoch noch in die gemäß

@ 164 Abs° 1 Satz 2 SGGbis zu diesem Tage verlängerte
Revisionsbegriindungsfrist° Die unter den Vorbehalt der
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Zulä53igkeit der Revision gestellte Fristverlängerung

entsprach den Erfordernissen des Gesetzes; denn der
hierauf gerichtete Antrag der Klägerinnen war vor Ablauf

der gesetzlichen Bevisionsbegründungsfrist, nämlich am

220 Dezember 1971, beim BSG eingegangena Da die Bevisions«

frist erst am Montag‚ dem 22„ November 1971, abgelaufen

war, erstreckte sich die Revisionsbegründungsfrist als
selbständige Monatsfrist bis zum 22° Dezember einschließ—

lich (vgl° Urteil des 5° Senats des BSG vom 16° März 1972

— 5 BK 75/68 —)° Die im Beschluß vom 280 November 1957

(BSG 6, 154) zum Ausdruck-gekommene gegenteilige Auffas-

sung von der Berechnung der Bevisionsbegründungsfrist_

hat der erkennende Senat inzwischen aufgegeben° '„@ajg==

Die Revision ist, obwohl das LSG sie nicht zugelassen hat‚

auch statthaft; denn das angefochtene Urteil ist nicht

frei von wesentlichen Verfahrensmängeln‚ welche die Klä—

gerinnen ordnungsmäßig gerügt haben (@ 162 Abso l Nr° 2,
5 164 Abso 2 Satz 2 SGG)„

Vor allem trifft die Edge der Revision zu, das LSG habe

das Gutachten des Dro Stfjj vom 270 Mai 1971 in einem

entscheidenden Punkt mißverstanden und ihm bei der Be—

weiswürdigung einen Sinn beigelegt, der ihm nicht zukommea

Dro St ;33 der die den Tod des Bhemannes der Klägerin zu
1) nach sich ziehende Operation ausgeführt hat, hat uoa°
folgendes bekundet: Bei dem Verstorbenen sei es im Kindes—

alter zu einem Bauchnarbenbruch gekommena Dieser Bruch

habe ihm jedoch vor dem Unfall keine wesentlichen Be—

schwerden bereitet, denn er habe jahrelang schwerste kör—

_perliche Arbeiten im landwirtschaftlichen Betrieb durch—
INFTu führen können und müssen‚ ohne daß jemals BIUCheinklem"

mungen eingetreten seien° Gerade diese Überlegung sei mit"
entscheidend dafür gewesen, daß der Ehemann.der Klägerin

zu 1) sich nicht schon vor dem Unfallereignis habe operiew

ren lassen{} Zu der ersten Binklemmung des Biesennarben—
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bruches sei es durch den Arbeitsunfall vom 5„ Dezember 1966
gekommen„ Die Brucheinklemmung habe zwar sofort behoben

werden können, so daß ein unmittelbarer Operativer Eingriff

nicht notwendig gewesen sei° Die Beseitigung der Einklem—

mungserscheinungen sei jedoch lediglich vorübergehender

Natur gewesen° Es habe eine Wiederholungsgefahr bestanden,

solange nicht die Radikaloperation des Bruches durchgeführt'

gewesen sei„ Wäre man nicht zur Operation geschritten, so

wäre es mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit

über kurz oder lang zu einer neuen
Brucheinklemmung gekom—

men° Nach der ersten Einklemmung sei auch durch die Besei—

tigung der_Einklemmungsbeschwerden des irreponiblen Bruches

der alte Zustand nicht wiederhergestellt gewesen° Vielmehr
sei mit_der ersten Einklemmung der Beginn von laufenden

neuen Einklemmungen bei Ausübung des landwirtschaftlichen

Berufes gegeben'gewesen° >

Nach diesen Bekundungen hätte das LSG nicht zu dem Ergeb—
nis kommen dürfen‚ Dr„ Stjjj habe davon gesprochen, daß

nach Beseitigung der akuten Einklemmungserscheinungen “der

alte Zustand wiederhergestellt war"° Das LSG hat den Sinn

der Bekundung des Sachverständigen Dr„ Stjj ..............jedenfalls

in dem angeführten Punkt verkannt und mit seiner sinnwidri—

gen Würdigung @ 128 Abs° 1 SGGverletzt°

Dieser Verfahrensmangel hatte einen weiteren Verfahrens—

mangel, nämlich eine Verletzung des % 105 SGG,zur Folge°
Wie die_Bevision mit Recht gerügt hat‚ hätte das LSG den

ursächlichen Zusammenhang zwischen dem Tod des Ehemannes

der Klägerin zu 1) und dem in Rede stehenden Arbeitsunfall

nicht verneinen dürfen‚_ohne einen anderen Sachverständigen

zu den von dem Operateur’Dr° St 13 ____aufgezeigten Gesichts—

punkten zu hören, insbesondere dazu, daß erst die durch

den Arbeitsunfall hervorgerufene — erste — Brucheinklem_

mung eine akute Wiederholungsgefahr begründet habe° Zwar

;.
.

_
_ 8 “
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hat der Sachverständige Dr° PÜII„in seinem Gutachten
_

vom 9° Dezember 1969 uoao ausgeführte ein “labiler Zustand

der Bruchpforte auf Grund des angegebenen Unfalls" könne
nicht angenommen werden„ Das LSG hat diese Bekundungen

jedoch nicht als Grundlage von tatsächlichen Feststellun—

gen benutzt und sich insoweit nicht mit den unterschied—

Dr° Stjjffjj]jj;„auseinandergesetzt° Es läßt sich daher nicht

beurteilen, ob das LSG‚ wenn es die Bekundung des Dr„ Stg;f;

richtig verstanden hätte, dieser_oder derjenigen des .'f

Dr
0

P_■ge folgt wäre
0

. _. -- .. . _ .. .' --

Hiernach ist die Revision auf Grund des 5 162 Abso l

Nr° 2 SGG statthaft‚ ohne daß es der Prüfung bedarf,

ob dem LSG außer den angeführten Verfahrensmängeln auch

noch weitere der von den Klägerinnen gerügten Mängeln

anzulasten sindo '

Die Revision ist auch begründete Es läßt sich die Mög—

lichkeit nicht ausschließen, daß es bei fehlerfreier

Beweiswürdigung und Ausschöpfung der Sachaufklärungs—

pflicht zu einer für die Klägerinnen günstigeren'Entschei—

dung kommt°
_

__ __:__

Da es einer neuen Tatsachenfeststellung und neuer Beweis—

würdigung bedarf, kann das Revisionsgericht in der Sache

nicht selbst entscheideno Der Rechtsstreit muß zu neuer

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen

werden (€ 170 Abs° 2 SGG)°
„ \ _ - _;

Sollte das LSG nunmehr — insbesondere auf Grund der Bekun—

dungen des Dr° St1:g — zu dem Ergebnis gelangen, daß das

Unfallereignis vom 50 Dezember l966 für den Tod des Ver—

sicherten mitursächlich war, weil es die Gefahr künftiger

..9..._
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_ 9 _

Brucheinklemmungen entscheidend erhöht und deshalb Veran-

lassung zur Operation gegeben hat, so steht den Entschädi—

gungsansprü0hen der Klägerinnen nicht entgegen, daß "eine

neue Einklemmüng ebenso bei einer nichtversicherten Tätig—

keit hätte erfolgen können” (Vglo Berufungsurteil SO 7)„

Über die Kosten des Revisionsverfahrens wird das LSG in
"seiner abschließenden Entscheidung mit zu befinden haben„
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